
Den Aktivitäten des III. Weges im ländlichen Raum 
entschlossen entgegentreten 

Der aktuelle Verfassungsschutzbericht 2025 des Bundes vom 30. Juni 2026 macht es 
deutlich: Das Personenpotenzial im Rechtsextremismus ist 2025 um rund 17 Prozent auf 
58.700 Personen angewachsen. Auch in Brandenburg wächst die Bedrohung durch die 
Neonazi-Kleinstpartei „Der Dritte Weg". Trotz weiterhin geringer Mitgliederzahl verfügt 
der III. Weg über ein hohes Aktivitätslevel und ist auƯällig handlungsfähig. 

Was die Bundesregierung bestätigt 

Die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke 
(Drucksache 21/6209) liefert alarmierende Details. Die Partei betreibt bundesweit 26 
Stützpunkte in zwölf Bundesländern und vier Landesverbände, davon allein vier 
Stützpunkte in Brandenburg. In Wittstock/Dosse betreibt die Partei ein sogenanntes 
Bürgerbüro, das nach dem rechtsextremen Publizisten Herbert Schweiger benannt 
wurde und als Anlaufstelle und organisatorischer Knotenpunkt dient. 

Von 2024 bis Juni 2026 wurden insgesamt 257 Straftaten erfasst, bei denen im 
Zusammenhang mit dem III. Weg ermittelt wurde. Davon entfallen 196 auf den Bereich 
Politisch Motivierte Kriminalität Rechts. Die DunkelziƯer dürfte erheblich höher liegen, 
da die Mitgliedschaft im III. Weg kein Pflichtfeld in der Erfassung ist. 

Die Bundesregierung bestätigt zudem, dass die Partei über ihre Jugendorganisation 
„Nationalrevolutionäre Jugend" gezielt Jugendliche rekrutiert. Flugblätter werden vor 
Schulhöfen verteilt, auf TikTok und Instagram werden Jugendliche angesprochen, 
Kampfsportangebote dienen der ideologischen Festigung und Isolierung der 
Nachwuchsmitglieder von ihrem sozialen Umfeld. 

Lokale Bedrohung in Wittstock und Brandenburg 

Besonders besorgniserregend ist die Lage im ländlichen Raum. Die Bundesregierung 
bestätigt ausdrücklich: Der III. Weg weicht gezielt auf strukturschwache Regionen aus, 
inszeniert sich dort als Kümmererpartei und füllt vermeintliche politische Lücken. Das 
Bürgerbüro in Wittstock ist dabei kein Zufall, sondern Teil einer bundesweiten Strategie. 

Willnat erklärt: 

„Wir müssen den zunehmenden Aktivitäten der Rechtsextremisten politisches 
Engagement entgegensetzen. Die zivilgesellschaftlichen Bündnisse vor Ort, die sich 
unermüdlich für Vielfalt und Demokratie einsetzen, dürfen nicht allein gelassen 
werden." 

Sie warnt weiter: „Wir verzeichnen einen Anstieg rechtsextremistischer Straftaten. Die 
Kommunen müssen mit den nötigen Mitteln ausgestattet werden, damit wir nicht wieder 
in die Zeiten der Baseballschläger-Jahre verfallen. Die AfD hat mit ihrer rechtsextremen 



Ideologie den Boden dafür bereitet. Wir fordern, ein sofortiges Verbotsverfahren gegen 
die AfD einzuleiten." 

Rückendeckung kommt aus der Wissenschaft. Am 25. Juni 2026 hat die Gesellschaft für 
Freiheitsrechte das bislang umfangreichste wissenschaftliche Gutachten zur AfD 
vorgestellt. Ein achtköpfiges Team kommt nach 13 Monaten Arbeit zu dem eindeutigen 
Ergebnis: Die AfD ist verfassungswidrig nach Artikel 21 Absatz 2 Grundgesetz. Sie 
verletzt das Demokratieprinzip und die Menschenwürdegarantie. Ein Verbotsverfahren 
vor dem Bundesverfassungsgericht hätte wahrscheinlich Erfolg. 

Deshalb muss ein Verbotsverfahren gegen die AfD sofort eingeleitet werden und die 
zivilgesellschaftlichen Strukturen im ländlichen Raum müssen dauerhaft gestärkt und 
ausreichend finanziert werden. 

 


